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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


1. Abgeordnete 
Frau Benedix 
(CDU/CSU) 


Wie kann die Bundesregierung aus einer im 
Landkreis Wetzlar im Auftrag des Bundesmini- 
steriums für Bildung und Wissenschaft vorge- 
nommenen Befragung über die Beurteilung der 
integrierten Gesamtschule zu dem Ergebnis 
„positiv" kommen, wenn nur 45^/o der befrag- 
ten Eltern der Meinung ist, daß Hessen das 
Land der erfolgreichsten schulischen Reform- 
versuche ist und sich nur 64 Vo „recht wohl" in 
dieser Schule fühlen, während es in den geglie- 
derten Schulen nach einer großen Repräsenta- 
tivumfrage zwischen 87®/o und 75®/o sind, die 
sich zufrieden geäußert haben? 


2. Abgeordneter 

Wüster 


(SPD) 


Trifft es zu, wie dpa berichtete, daß in diesem 
Schuljahr 74 000 Jugendliche in Nordrhein- 
Westfalen keine Lehrstelle bekommen haben, 
und welche Maßnahmen unternimmt die Bun- 
desregierung, um das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen zu erhöhen und damit insgesamt zur 
Verbesserung der Chancen in der beruflichen 
Bildung beizu tragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


3. Abgeordneter 

Maucher 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Maucher 


(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


6. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel An- 
träge gemäß § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes (Witwenhilfe für Ehefrauen deren Ehe- 
männer 50®/o bzw, 60Vo beschädigt waren) bei 
den Versorgungsämtern eingegangen sind? 

Kann die Bundesregierung sagen, wieviel An- 
träge abgelehnt und wieviel positiv entschie- 
den wurden, und wie hoch die finanziellen 
Aufwendungen sind? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß Arbeitslose künftig aus Mitteln der Ar- 
beitslosenversicherung die Anteile zur Ver- 
mögensbildung nach dem Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetz erhalten, die bei beschäftigten 
Arbeitnehmern der Arbeitgeber zahlt, damit 
diese nicht doppelte Nachteile erleiden müs- 
sen? 

Wäre eine gleiche Regelung auch für denjeni- 
gen Personenkreis zu erreichen, der an beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen im Vollzeitunter- 
richt teilnimmt und vom Arbeitsamt Unter- 
haltsgeld bezieht? 
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7. Abgeordneter 
Dr.Götz 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


9. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


10. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


11. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 

12. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in dem Rehabilita- 
tionsangleidiungsgesetz einen ausreichenden 
Grund für die Beschlüsse der Rentenversiche- 
rungsträger, nach rund 40- jähriger Gewäh- 
rung außer den Zuschüssen für Heil- und Hilfs- 
mittel auch diejenigen für Zahnersatz einzu- 
stellen, obwohl das Gesetz die Krankenkassen 
nicht zur vollen Übernahme der Kosten für 
Zahnersatz verpflichtet, die Kassen bereits auf 
Grund anderweitiger schon eingetretener und 
noch zu erwartender Leistungsaufwendungen 
unter einer Kostenexplosion leiden und im 
übrigen nicht alle Mitglieder der Rentenver- 
sicherung in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung versichert sind? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Hauptschulabgänger ohne Abschluß in den 
Förderungsmaßnahmen nach der Berufsausbil- 
dungsbeihilfe den Abgängern der Sonderschu- 
len gleichzusetzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeits- 
lose an überlasteten Arbeitsämtern wie Mün- 
chen in der Regel mindestens sechs Wochen 
auf die Auszahlung der Arbeitslosenunterstüt- 
zung warten müssen und damit in erhebliche 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten? 

Ist die Bundesregierung bereit, alles in ihrer 
Macht stehende zu tun, um diese Frist zu 
verkürzen und eventuell auch Abschlagzah- 
lungen vor Abschluß der Prüfung der An- 
spruchsberechtigung zu ermöglichen? 

Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer 
Umfrage des Aliensbacher Instituts über die 
paritätische Mitbestimmung vom Frühjahr 1974 
bekannt, aus der hervorgeht, daß sich die 
Arbeitnehmer nur zu etwa einem Drittel Vor- 
teile von der Mitbestimmung versprechen, di^e 
außerbetriebliche Mitbestimmung von drei 
Viertel abgelehnt, und der Einfluß der Gewerk- 
schaften auf Gesellschaft und Politik von einer 
beachtlichen Anzahl der Befragten bereits 
heute für zu hoch erachtet wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, bei der Weiterbe- 
handlung des von ihr eingebrachten Gesetz- 
entwurfs zur paritätischen Mitbestimmung aus 
dem Umfrageergebnis Konsequenzen zu zie- 
hen? 


des Bundesministers der Verteidigung 

Sind der Bundesregierung Psychotests für wis- 
senschaftliche Zwecke mit Wehrpflichtigen der 
Bundeswehr bekannt, bei denen auf die Ano- 
nymität der Getesteten nicht geachtet wurde, 
und (gegebenenfalls) worauf ist das zurück- 
zuführen? 


3 




Drucksache 7/2857 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


13. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Welche vergleichenden Zahlenangaben liegen 
der Bundesregierung neuerdings vor, die zei- 
gen, daß das Interesse am Dienst in der Bun- 
deswehr durch erhöhte Freiwilligenbewerbun- 
gen deutlich zugenommen hat, und (gegebe- 
nenfalls) welche Gründe werden dafür ange- 
nommen? 


14. Abgeordneter 
Krall 
(FDP) 


Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um das Bildungsprogramm für Unter- 
offiziere gleichzeitig und gleichwertig in den 
Teilstreitkräften zu verwirklichen, und wie 
stellt die Bundesregierung sicher, daß Ange- 
hörige der Bundeswehr umfassend und aktuell 
über die Angebote dieses Bildungsprogramms 
informiert werden? 


15. Abgeordneter Was wird unternommen, um die angehenden 
Krall Offiziersanwärter über ihre Aussichten und 

(FDP) Möglichkeiten, die sich durch das Hochschul- 

studium ergeben, zu unterrichten? 


16. Abgeordneter 
Handlos 


(CDU/CSU) 


Inwieweit trifft die Darstellung der „Allgemei- 
nen Sonntagszeitung" vom *10. November 1974 
in dem Artikel „Das Pentagon enthüllt einen 
Alptraum" zu, derzufolge das Pentagon in 
einer „offiziellen Denkschrift . . . die militäri- 
sche Spitze der Bundeswehr" aufgefordert ha- 
ben soll, der Verlegung des amerikanischen 
V, Korps aus dem Bereich der Heeresgruppe 
Mitte in den Bereich der Heeresgruppe Nord 
zuzustimmen? . . 


17. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um sicherzustellen, daß Anträge auf 
Finanzzuweisungen aus den Richtlinien für die 
Gewährung von Darlehen und Zuschüssen zu 
Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrich- 
tungen besonderen Umfangs bei militärischen 
Bauvorhaben und Wohnsiedlungen durch die 
einzelnen Wehrbereichs Verwaltungen gleich- 
mäßig behandelt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


18. Abgeordneter 
Zpglmann 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen verschweigt die Bundes- 
regierung in ihrem über 700 Seiten umfassen- 
den Jahresbericht im Zusammenhang mit der 
Darstellung der Deutschland-, Ost- und Außen- 
politik vollkommen das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 zum Grund- 
vertrag, und ist sie bereit, in einem späteren 
Bericht das Versäumte nachzuholen, indem 
sie das Urteil darstellt und seine deutschland- 
politische Bedeutung erläutert? 
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19. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Neuen 
Presse vom 8. November 1974 zu, die Inhaber 
von privaten Telefonanschlüssen in der „DDR" 
hätten Erklärungen unterzeichnen müssen, die 
sie verpflichteten, nicht zu ihrem Haushalt ge- 
hörenden Personen keine Telefongespräche 
mit dem freien Teil Deutschlands zu erlauben, 
und wie hat die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — darauf reagiert? 


Welche Gründe sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung dafür maßgebend, daß die DDR 
das Postabkommen von 1971 bezüglich des 
automatischen Fernsprechverkehrs nicht ein- 
hält, und welche Schritte hat in den vergange- 
nen drei Wochen der Ständige Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin, 
Staatssekretär Gaus, in dieser Angelegenheit 
unternommen? 

Ist die Bundesregierung bereit, über weitere 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungen zu- 
gunsten der DDR zu verhandeln, solange die 
DDR selbst nicht bereit ist, geschlossene Ver- 
träge zu erfüllen, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung andernfalls, um die 
DDR zur vollen Erbringung ihrer vertraglichen 
Verpflichtungen, wie z. B. aus dem Postab- 
kommen von 1971, anzuhalten? 


Treffen Presseberichte zu, denenzufolge Deut- 
sche, die ihren ständigen Wohnsitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland haben, und die im 
Bereich der DDR eine Haftstrafe verbüßen, 
daran gehindert werden oder gehindert wur- 
den, mit der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin in Verbin- 
dung zu treten? 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen seit geraumer Zeit 
keine systematischen Befragungen mehr bei 
Haftentlassenen aus der DDR über die Zu- 
stände in den dortigen Haftanstalten durch- 
führt, wie das z. B. von der „Arbeitsgemein- 
schaft 13. August" auf ihrer Pressekonferenz 
am 11. Oktober 1974 in Berlin festgestellt 
wurde? 

Welchen rechtlichen Wert mißt die Bundes- 
regierung ihren „Erläuterungen zum Brief- 
wechsel zur Familienzusammenführung, zu 
Reiseerleichterungen und Verbesserungen des 
nichtkommerziellen Warenverkehrs" als Be- 
standteil des Grundvertragswerks bei, in denen 
es heißt, mit dem Inkrafttreten des Grundver- 
trags werde es als Erleichterung in besonderen 
Ausnahmefällen die Genehmigung der Ehe- 
schließung geben, wenn sie in ihrer Antwort 
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vom 14. November 1974 auf meine Anfrage 
eine Vertragsverletzung verneint und Flucht- 
verdacht als möglichen Grund für Überwa- 
chung und Festnahme einer Verlobten nennt, 
und welchen Wert legt die Bundesregierung 
auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen 
ihrer seinerzeitigen Ankündigung heute bei? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


25. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


26, Abgeordneter 
Huonker 


(SPD) 


27. Abgeordneter 
Huonker 


(SPD) 


28. Abgeordneter 
Thürk 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Warum werden in privater Verwaltung be- 
findliche Grundstücke in der DDR, deren 
Eigentümer in West-Berlin oder im übrigen 
Bundesgebiet wohnen, nicht als „weggenom- 
n^en" im Sinne des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes behandelt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die 
Grenzpolizei in die DDR reisende Bundes- 
bürger, z. B. Studentendelegationen, mit Na- 
men und Reiseziel registriert und diese An- 
gaben den Länderinnenministerien mitteilt, 
und wenn ja, aus welchen Gründen wird diese 
Maßnahme durchgeführt? 

Können Reisen von Bundesbürgern in die DDR, 
z. B. die Reise einer Studehtengruppe auf Ein- 
ladung des FDGB, zur Begründung von Zwei- 
feln an der Verfassungstreue eines Bewerbers 
für den öffentlichen Dienst herangezogen wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem aus einem 
Drittstaat (außerhalb der EG) stammenden 
Ehegatten eines deutschen Staatsangehörigen 
bezüglich Einreise und Aufenthalt in der Bun- 
desrepublik Deutschland mindestens dieselben 
Vergünstigungen einzuräumen wie dem gleich- 
artigen ausländischen Ehegatten eines Staats- 
angehörigen eines EG-Mitgliedstaats? 

Hält die Bundesregierung es für bedenkenfrei, 
daß die Richtlinien im Widerspruch zu den 
§§ 8 und 9 des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes vom 22. Juli 1913 die Ablegung 
der ausländischen Staatsangehörigkeit vor- 
schreiben, wenn ein Ausländer die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben will? 

Nach welchen Kriterien werden auf Grund des 
Gesetzes über die Erweiterung des Katastro- 
phenschutzes die Aufgaben der mitarbeitenden 
Organisationen voneinander abgegrenzt? 

Wie hoch sind die finanziellen Zuwendungen 
für die einzelnen Organisationen des Kata- 
strophenschutzes? 
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32. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Büdmer 
(Speyer) 

(SPD) 


34. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


35. Abgeordneter 
Dr. Penner 


(SPD) 


36. Abgeordneter 
Dr. Penner 


(SPD) 


37. Abgeordneter 
Sprenger 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine OECD- 
Studie (Materialen vom Bericht zur Lage der 
Nation 1974, Tz 769), wonach geschätzt 2®/o des 
Bruttosozialprodukts erforderlich sind, um das 
Tempo der Umweltbelastungen im Wachstums- 
prozeß wesentlich zu bremsen, 6®/o des Brutto- 
sozialprodukts notwendig sind, um die Um- 
weltbelastung im Wachstumsprozeß konstant 
zu halten und 8®/o bis lOVo des Bruttosozial- 
produkts erst eine qualitative Verbesserung 
der Umweltverhältnisse im Wachstum ermög- 
lichen, und hält es die Bundesregierung ange- 
sichts dieser OECD-Studie für ausreichend, daß 
der geschätzte Gesamtaufwand für den Um- 
weltschutz in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1971 bis 1975 nur 70,5 Milliar- 
den DM, das sind rund l,8®/o des geschätzten 
kumulierten Bruttosozialprodukts, für diesen 
Zeitraum betragen soll? 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus den Beanstandungen des Bun- 
desrechnungshofs zum Bundeshauhalt 1972 im 
Bereich der Sportorganisationen und des Orga- 
nisationskomitees für die Spiele der XX. 
Olympiade 1972? 

Ist die Bundesregierung bereit, außer der Er- 
stattung der Kosten für ein Zweitbüro und 
Fahrer für den Präsidenten des Deutschen 
Sportbunds auch ähnlichen Wünschen der Prä- 
sidien der Sportfachverbände auf Bundesebene 
zu entsprechen? 

Hält es die Bundesregierung nach Anhörung 
von 16 Sportfachverbänden vor dem Sportaus- 
schuß des Deutschen Bundestages für erforder- 
lich, die angewandte Sportwissenschaft durch 
das Bundesinstitut für Sportwissenschaft zu 
verbessern? 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß das Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
im Interesse einer umfassenden und sinnvollen 
Sportförderung mehr als bisher mit den Sport- 
organisationen praxisnah zusammenarbeitet? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Leiters des amerikanischen Geheimdienstes 
CIA, William Colby, der sich besorgt über 
das kommunistische Vordringen in Westeuro- 
pa äußerte, und wird dies die Bundesregierung 
veranlassen, das Verbot der DKP und anderer 
kommunistischer Gruppen zu betreiben? . 

Werden Deutsche, die in der DDR wegen Bei- 
hilfe zur Republikflucht oder wegen versuchter 
Republikflucht verurteilt wurden, als politisch 
Verfolgte im Sinne des Häftlingshilfegesetzes 
anerkannt, sobald sie in die Bundesrepublik 
Deutschland gelangen? 
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39. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um sicherzustellen, daß politische 
Häftlinge aus der DDR unverzüglich sozial 
eingegliedert werden, und daß sie insbeson- 
dere — gerade wegen ihres psychischen Zu- 
stands — einen Arbeitsplatz erhalten? 


40. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Was ist aus den Überlegungen innerhalb der 
Bundesregierung geworden, die Kosten für den 
Betrieb von Dienstwagen drastisch einzu- 
sdiränken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


41. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 

43. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


44. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 


(FDP) 


45. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, darauf hinzuwirken, daß die Beamten 
des allgemeinen Vollzugsdienstes nach ein- 
heitlichen Grundsätzen aus- und fortgebildet 
und die Ausbildung insgesamt entsprechend 
der sich verändernden Aufgabenstellung ver- 
bessert wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance, 
die Forderung nach einer Bundesakademie für 
den Strafvollzug zu verwirklichen? 


Gibt es Stellungnahmen im wissenschaftlichen 
oder politischen Bereich, nach denen die 
zwangsweise Ernährung eines Untersuchungs- 
häftlings zur Abwehr seines Selbstmords als 
unmenschlich betrachtet wird, und schließt sich 
die Bundesregierung dieser Auffassung an? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Ände- 
rung des § 330 c StGB dahin gehend vorzu- 
schlagen, daß die unterlassene Hilfeleistung 
bei dem drohenden Selbstmord eines Unter- 
suchungshäftlings in Zukunft straffrei gestellt 
wird? 

Wie viele Untersuchungs- und Strafgefangene, 
die als Mitglieder oder Sympatisanten der 
Baader-Meinhoff-Bande gelten, gibt es z. Z. 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

Wie viele Mitglieder dieser Bande sind der 
am 13. September 1974 durch Ulrike Meinhoff 
vor Gericht verlesenen Aufforderung zum 
„Hungerstreik“ gefolgt und müssen bis heute 
in Krankenhäusern der Vollzugsanstalten 
künstlich ernährt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Höhe sich Geldstrafen bzw, Geldbußen wegen 
illegaler Beschäftigung ausländischer Arbeit- 
nehmer bewegen, und ob es eine Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe bisher gegeben hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


48. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, im Rah- 
Müller men des Zusatzprotokolls zum Grundlagenver- 

(Berlin) trag eine Vereinbarung zu treffen, wonach in 

(CDU/CSU) West-Berlin wohnende Eigentümer über 

Grundstückserträge (Mieten und Pacht) oder 
bestehende „Grundstückssperrkonten" in der 
DDR verfügen bzw, diese transferiert werden 
können? 


49. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Meinike durch regelmäßige Prüfungen der Finanzämter 

(Oberhausen) sichergestellt ist, daß Spenden und Beiträge an 

(spq) Vereine und Verbände, die nach § 10 b Abs. 1 

des Einkommensteuergesetzes als Sonderaus- 
gaben geltend gemacht werden, ausschließlich 
den im Einkommensteuergesetz genannten 
steuerbegünstigten Zwecken zugeführt wer- 
den? 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die gesetz- 

Dr. Zeitei liehen Voraussetzungen für die Berücksichti- 

(CDU/CSU) gung außergewöhnlicher Verluste aus Spar- 

einlagen und Kapitalanlagen bei der Einkom- 
menbesteuerung auf Grund der Geldentwer- 
tung zu schaffen? 

51. Abgeordneter Welche Verfahrensweisen hält die Bundesre- 

Dr. Zeitei gierung zur Abgeltung von eingetretenen Ver- 

(CDU/CSU) lüsten für erwägenswert, und welche hält sie 

für nicht vertretbar? 


52. Abgeordneter Wo liegt für die Bundesregierung aus heutiger 

Höcherl Sicht die „äußerste Grenze der möglichen 

(CDU/CSU) Neuverschuldung" der öffentlichen Hände im 

kommenden Jahr, von der der Bundesfinanz- 
minister in seiner Pressekonferenz am 14. No- 
vember 1974 gesprochen hat? 

53. Abgeordneter Sind seitens der Deutschen Bundesbank gegen 

Höcherl eine Neu Verschuldung der öffentlichen Hände 

(CDU/CSU) in dem sich nach der neuesten Schätzung der 

Steuereinnahmen des Bundes ergebenden Um- 
fang für das Jahr 1975 oder für die Folge) ahre 
keine Bedenken (mündlich oder schriftlich) er- 
hoben worden? 


54. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß Anträge auf 

Dr. Schmitt- Zuweisungen nach Artikel 106 Abs. 8 des 

Vockenhausen Grundgesetzes wegen ausfallender Grund- 
(SPD) Steuer behandelt werden, und wer ist der zu- 

ständige Adressat für diese Anträge? 
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55. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSUi 


57. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Benz 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
unterschiedliche Höhe der Mehrwertsteuer in 
Frankreich und in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei langlebigen Wirtschaftsgütern (z. B. 
Kraftfahrzeugen 33 Vo gegenüber llVo) eine 
Benachteiligung zu Lasten der grenznahen 
Handelsbetriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland eintritt, wenn beim Einkauf in 
Frankreich durch die Erstattung der französi- 
schen Mehrwertsteuer ein Preisgefälle hervor- 
gerufen wird, und sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, die dadurch bedingten Wettbe- 
werbsverzerrungen, die im Widerspruch zu 
den Römischen Verträgen stehen, zu verhin- 
dern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es aus sozialen Gründen unerfreulich ist, wenn 
der Steuerfreibetrag für Bewohner von Alten- 
heimen (§ 33 a Abs. 3 EStG 1975) in den 
meisten Fällen erst im Lohnsteuerjahresaus- 
gleich geltend gemacht werden kann und den 
Betroffenen daher erstmals im Sommer oder 
Herbst 1976 zugutekommen wird? 

Ist die Bundesregierung aus diesen Gründen 
und zur Vermeidung zahlreicher zusätzlicher 
Anträge im Lohnsteuerjahresausgleich bereit, 
die Eintragung des erwähnten Freibetrags 
durch die Gemeinden zuzulassen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung der Jewish Claims Conference 
Zusagen hinsichtlich einer weiteren Wieder- 
gutmachungsleistung von 600 Millionen DM 
gemacht hat? 

Ist die Vereinbarung der Bundesregierung mit 
der Jewish Claims Conference gegebenenfalls 
mit dem Zentralrat der Juden in Deutschland 
abgesprochen worden? 

Was hat die Bundesregierung anläßlich der 
deutsch-italienischen Kreditverhandlungen un- 
ternommen, um die Italiener zur Einhaltung 
ihrer wiederholten Zusage, das Pal-Farbfern- 
seh-System einzuführen, zu bewegen, und wel- 
che Konsequenzen zieht sie aus den in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 15. No- 
vember 1974 berichteten neuen Fakten, die 
eine gegenteilige Entwicklung in Italien be- 
weisen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Direktoriummitglieds der Deutschen Bundes- 
bank, Dr. Helmut Schlesinger, mit der er sich 
gegen neue Konjunkturförderungsprogramme 
der öffentlichen Hand wandte, da die Inlands- 
nachfrage schon dadurch genügend angekur- 
belt werde, daß die öffentliche Hand für 1975 
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ein Defizit von 46 Milliarden DM gegenüber 
28 Milliarden DM für 1974 und 12 Milliarden 
DM für 1972 vorprogrammiert habe, und unter 
welchen Voraussetzungen wird von der Bun- 
desregierung erwogen, den Entwurf eines 
Haushaltssicherungsgesetzes vorzulegen? 


62. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 18. November 1974 zu, die 
VEBA sehe in der von ihr betonten Miteigen- 
tümerschaft des Bundes eine wesentliche Hilfe 
bei den von ihr als erfolgreich bezeichneten 
Verhandlungen mit Saudiarabien, und wie 
stellt die Bundesregierung, sollte die Meldung 
zutreffen, in Zukunft sicher, daß die VEBA 
allein nach kaufmännischen Gesichtspunkten 
geführt, und das Wirtschaftsgeschehen nicht 
dadurch beeinträchtigt wird, daß die Bundes- 
regierung Gesellschaften, an denen sie betei- 
ligt ist, protegiert? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


63. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach heutigen Erkenntnissen der- 
jenige Anteil des deutschen Nationalvermö- 
gens, das seit 1945 von Polen genutzt wird, zu 
veranschlagen, der von den Preisveränderun- 
gen auf dem Energiemarkt betroffen ist, und 
welchen Wert stellt er nach heutigen Preisen 
dar? 


64. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
deutsche Unternehmen an einem internationa- 
len Elektrokartell in Brasilien beteiligt sind, 
dem die brasilianische Kartellbehörde vor- 
wirft, mit einer abgestimmten Strategie ruinö- 
sen Wettbewerbs kleine und mittlere brasilia- 
nische Unternehmen der Elektrobranche wirt- 
schaftlich vernichtet zu haben, und um welche 
deutschen Unternehmen handelt es sich gege- 
benenfalls? 


65. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung angeben, ob die 
wirtschaftlichen Aktivitäten der oben genann- 
ten Firmen durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land in irgendeiner Form (Kapitalhilfe, Finan- 
zierung durch die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau bzw. Ausfuhrkredit GmbH, Verbürgung 
durch Hermes) unterstützt worden sind, hält 
die Bundesregierung das Verhalten dieser Fir- 
men für vereinbar mit ihren entwicklungspoli- 
tischen Zielsetzungen, und welche geeigneten 
Schritte gedenkt sie gegebenenfalls zu unter- 
nehmen? 
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66. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, die Ver- 
Spranger gesellsdiaftung der Rohstoff- und Materialpro- 

(CDU/CSU) duktion, der Energiewirtschaft, des Investi- 

tionsgütersektors, des Transport- und Nach- 
richtenwesens, der Banken, Versicherungen 
und anderer Produktionszweige zu betreiben, 
wie auf der Landeskonferenz der Jungsozia- 
listen Hamburgs gefordert wurde? 


67. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die bayerische Staatsregierung 
den im Planungsausschuß der „Gemeinschafts- 
aufgabe Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" vereinbarten Termin (Jahres- 
ende 1974) für die Anmeldung der Schwer- 
punktorte sowie der gemeindescharf abge- 
grenzten Fördergebiete zum 4. Rahmenplan 
überschreiten will, und welche Konsequenzen 
hätte dies für die Verabschiedung des Rahmen- 
plans? 


68. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das vom 
Bayerischen Bauindustrieverband der Bundes- 
regierung und dem Deutschen Bundestag vor- 
gelegte Memorandum zur Lage der Bauindu- 
strie, und welche Maßnahmen sieht sie unter 
Berücksichtigung der einzelnen Forderungen 
der Bauwirtschaft, um die schon reduzierte 
Baukapazität weitgehend zu erhalten? 


Geschäftsbereich! des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


69. Abgeordneter 
Handlos 
(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundes- 
regierung beschlossen hat, für die Anlegung 
und Ersatzbeschaffung von Lebensmittelvor- 
räten für den Verteidigungsfall keine Haus- 
haltsmittel mehr zur Verfügung zu stellen und 
die bereits vorhandenen Lebensmittelreserven 
aufzulösen, und wenn ja, wie verträgt sich 
diese Entscheidung mit der Antwort der Bun- 
desregierung vom 26. März 1974 auf die Kleine 
Anfrage (Drucksache 7/1876), wonach die Bun- 
desregierung bestrebt ist, den weiteren Aus- 
bau der zivilen Verteidigung nach Kräften zu 
fördern und damit zugleich einen angemesse- 
nen Beitrag zu Stärkung des Nordatlantischen 
Verteidigungsbündnisses zu leisten? 


70. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


Trifft es zu, daß in italienischen Lagern ca. 
200 000 t Weichweizen verdorben sind, die die 
EWG wegen Versorgungsschwierigkeiten in 
.Süditalien zur Verfügung gestellt hat, und daß 
dieser Weizen in Italien als Futtergetreide 
verkauft werden soll, und welche Haltung will 
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die Bundesregierung in den entsprechenden 
europäischen Gremien einnehmen, um diesen 
zwielichtigen Vorgang aufzuklären und ähn- 
liche Aktionen — angesichts der bedrohlichen 
Welternährungslage — zukünftig zu verhin- 
dern? 

71. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
Eigen den sogenannten Grünen Bericht des Deutschen 

(CDU/CSU) Bauernverbands in solch scharfer Form ange- 

griffen? 


72. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die deutsche Fischwirt- 
schaft und vor allem die Besatzungen der 
Fischtrawler vor Übergriffen isländischer Ka- 
perschiffe zu schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


73. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


74. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 

75. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


76. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


77, Abgeordnete 
Frau 
Stommel 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen will die Bun- 
desregierung zur Verwirklichung der jetzt 
auch vom Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit befürworteten „Konzertierten 
Akion Gesundheitspolitik" ergreifen? 

Welche Aufgaben soll die Konzertierte Aktion 
Gesundheitspolitik mit welcher Arbeitsweise 
innerhalb welcher Fristen erfüllen und welche 
Organisationen sollen dabei mitwirken? 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der Tatsache, daß sich jährlich 14 000 Kinder in 
der Bundesrepublik Deutschland durch Arznei- 
mittelmißbrauch vergiften, zu tun, um die In- 
dustrie zu veranlassen, „kindersichere" Arznei- 
mittelpackungen zu entwickeln und nur noch 
solche Packungen auszuliefern? 

Wie hoch sind die Zuschüsse des Bundes an 
die einzelnen Wohlfahrtsverbände, nach wel- 
chen Kriterien werden diese vergeben, und 
wie hoch sind die Zuwendungen des Bundes 
pro Sozialarbeiter der verschiedenen Wohl- 
fahrtsverbände ? 

Ist die Bundesregierung auch heute noch der 
gleichen Auffassung, die sie in der Antwort 
meiner Frage 52 vom 12. November 1971 ver- 
treten hat, „daß die Abschaffung von Raucher- 
zimmem an den Schulen von den Jugendlichen 
mit Sicherheit als repressive Maßnahme ange- 
sehen werde und damit einen Bumerang- 
Effekt habe", nach dem Wissenschaftler und 
Ärzte wiederholt die Abschaffung der Raucher- 
zimmer an Schulen gefordert haben? 
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78. Abgeordnete Ist die Bundesregierung jetzt bereit, nach den 

Frau heute vorliegenden wissenschaftlichen Unter- 

Stommel lagen und Aussagen bei den Ländern dafür 

(CDU/CSU) einzutreten, daß diese bestehenden Raucher- 

zimmer an den Schulen wieder abgeschafft 
werden? 

79. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Schachtschabei Sache, daß ein im öffentlichen Dienst tätiger 
(SPD) Ehegatte, dem nicht das Sorgerecht an seinem 

Kind zugesprochen wurde, nach der zukünfti- 
gen Regelung im Rahmen der Steuerreform 
durch die Änderung der Steuerklasse, des 
Ortszuschlags und dem Wegfall des Kinder- 
gelds mit einer wesentlichen Realeinkommens- 
minderung rechnen muß? 

80. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, daß 

Dr. Sdiaditschabel mögliche Umgehungen bei der neuen Kinder- 
(SPD) geldregelung, die zur Inanspruchnahme eines 

erhöhten Kindergelds führen können, ausge- 
schlossen werden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

81, Abgeordneter Werden mit dem Einstellungsstopp der Deut- 
Milz sehen Bundesbahn auch die Auszubildenden 

(CDU/CSU) betroffen, wenn ja, steht das Verhalten der 

Deutschen Bundesbahn nicht im Gegensatz zu 
den Forderungen der Bundesregierung an die 
freie Wirtschaft? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren ganzen 
Einfluß geltend zu machen, daß sich die Deut- 
sche Bundesbahn an der beruflichen Ausbil- 
dung uneingeschränkt beteiligt? 

Ist die Bundesregierung in Anbetracht des 
großen öffentlichen Interesses an der Linien- 
führung der geplanten Autobahn A 80 von der 
belgischen Grenze bis in das Rhein-Main-Ge- 
biet bereit, das von Professor Mäcke verfaßte 
Gutachten über die Linienführung einschließ- 
lich des Teils, der sich mit der Möglichkeit 
einer Südtrasse im Raum Idar-Oberstein/Bad 
Kreuznach befaßt und welches ihr vor einiger 
Zeit von der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
samt einer Stellungnahme zugeleitet wurde, 
endlich einschließlich dieser Stellungnahme zu 
veröffentlichen, damit die zahlreichen Bürger- 
initiativen sich ernsthaft mit dieser Linienfüh- 
rung befassen können? 

84. Abgeordneter Wann ist nach Auffassung der Bundesregie- 

Ahlers rung frühestens mit dem Beginn der Bauarbei- 

(SPD) ten an dieser Autobahn im Bereich südost- 

wärts der Mosel zu rechnen? 


82. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Ahlers 
(SPD) 
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85. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSÜ) 


86. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 

88. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) , 


Welche Zeitungen gehören der in der Antwort 
vom 7. November 1974 auf meine entsprechen- 
de Anfrage genannten Arbeitsgemeinschaft an, 
zu der auch die SPD-Zeitung „Münchener Post" 
gehört, welche Beträge hat diese Arbeitsge- 
meinschaft für die Verbreitung der Beilage, 
speziell aber die „Münchener Post", erhalten? 


Trifft es zu, daß am 16. November 1974 bewaff- 
nete Schnellboote der Nationalen Volksarmee 
die gesamte Breite der Elbe bei Boizenburg 
vorrübergehend total für die Schiffsdurchfahrt 
gesperrt haben und daß die zuständigen Be- 
hörden in der Bundesrepublik Deutschland 
darüber nicht informiert wurden, wenn ja, wie 
beurteilt die Bunde sregieung diesen Rechts- 
bruch der DDR, und was gedenkt sie zu tun, 
um Wiederholung zu verhindern? 


Trifft es zu, daß die örtlichen Behörden durch 
die Bundesregierung angewiesen, wurden, über 
diesen Vorfall die Öffentlichkeit nicht zu unter- 
richten, wenn ja, aus welchen Gründen? 


Stellt die Bundesregierung oder die Deutsche 
Bundesbahn derzeit Überlegungen an, das 
Streckennetz der Deutschen Bundesbahn dra- 
stisch zu verkleinern? 


Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, dann 
die Struktur schwachen Gebiete so zu berück- 
sichtigen, daß dort Verkürzungen des Strecken- 
angebots nicht vorgenommen werden, um die 
ohnehin benachteiligten Gebiete nicht noch 
mehr in ihrer Wettbewerbs Situation zu schwä- 
chen, und ist die Bundesregierung gegebenen- 
falls bereit, in diesem Sinne auf die Entschei- 
dung der Deutschen Bundesbahn einzuwirken? 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß 
die Deutsche Bundesbahn für die Abgeltung 
von Heimbereitschaften ihren Beamten eine 
Entschädigung gewährt, die nur etwa den 
zehnten Teil der ihren Arbeitnehmern seit 
1. Oktober 1974 gewährten Entschädigung aus- 
macht? 


Ist die Bundesregierung bereit, für eine ent- 
sprechende Angleichung der Entschädigung für 
ihre Beamten an die für ihre Arbeitnehmer 
Sorge zu tragen? 


Trifft die Meldung der Welt vom 22. Novem- 
ber 1974 zu, die „DDR" habe mit Hilfe ihrer 
Streitkräfte die Elbe zwischen Kilometer 559 
und 561 abgeriegelt, was untergeordnete Be- 
hörden auf Weisung der Bundesregierung der 
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93. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


94. Abgeordneter 
Sdilaga 
(SPD) 


95. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


97. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Öffentlichkeit hätten verschweigen müssen, 
und wird — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung in Zukunft derartige rechtswidrige 
Übergriffe unterbinden und die Öffentlichkeit 
rückhaltlos informieren? 

Ist die Bundesregierung in nächster Zukunft 
bereit, die derzeit gültigen Geräuschgrenzen 
von 73 dB (A) für Mopeds im Interesse der 
Volksgesundheit drastisch zu senken? 

Teilt die Bundesregierung meine Überzeugung, 
daß die vorhandenen Möglichkeiten zu kon- 
trollieren und zu messen, ob die für Mopeds 
zulässigen Geräuschgrenzen eingehalten wer- 
den, unzureichend sind, und wie gedenkt sie 
zu verhindern, daß auch weiterhin Bürger 
durch unzumutbare Geräuschbelästigung in- 
folge von umgebauten Auspuffen belästigt 
werden? 

Sieht die Bundesregierung auf Grund der Tat- 
sache, daß der Fluglärm vielfach zu einem 
Existenzproblem für die Anlieger der Flug- 
häfen geworden ist, von einem Nachtflugver- 
bot abgesehen, die Notwendigkeit, durch eine 
gesetzliche Regelung für eine Entlastung der 
Wohngebiete zu sorgen, indem eine Umrü- 
stung der Flugzeuge auf leise Triebwerke da- 
durch gefordert wird, daß eine Erhöhung der 
Landegebühren auf allen deutschen Flugplät- 
zen für solche Flugzeuge verbindlich gemacht 
wird, die noch nicht auf leise Triebwerke um- 
gerüstet sind, und wann kann mit einer dem- 
entsprechenden Initiative gerechnet werden, 
insbesondere da der Bundesverkehrsminister 
bereits in seinem Schreiben vom 13. August 
1974 darauf hingewiesen hat, daß solche Maß- 
nahmen erwogen werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die gegen die Sicherheitsvorschriften 
der deutschen Gesetze verstoßenden ausländi- 
schen Güterfernverkehrsunternehmer und -fah- 
rer zur Anwendung und strikten Einhaltung 
der deutschen Vorschriften, insbesondere der 
Benutzung eines Fahrtenschreibers und der 
Beachtung der Ruhe- und Besetzungsvorschrif- 
ten für das Fahrpersonal, zu zwingen? 

Kann die Bundesregierung — und ab welchem 
Zeitpunkt ^ durch bilaterale Vereinbarungen 
mit Ländern außerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft, z. B. Österreich, sicherstellen, daß 
bei Fahrten mit Nutzfahrzeugen auf den Stra- 
ßen der Bundesrepublik Deutschland zur Ver- 
meidung von Unfällen infolge Ermüdungser- 
scheinungen der Fernfahrer die deutschen So- 
zialvorschiften beachtet und zu diesem Zweck 
an den Grenzübergängen entsprechende Kon- 
trollen durchgeführt werden? 
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98. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


99. Abgeordnete 
Frau Funcke 
(FDP) 


100. Abgeordnete 
Frau Funche 


(FDP) 


101. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung getan um zu 
erreichen, daß Ost-Berlin die vertraglich ein- 
gegangene Verpflichtung erfüllt, den Telefon- 
verkehr zwischen West- und Ost-Berlin bis 
zum 31. Dezember 1974 auf vollautomatischen 
Betrieb umzustellen, und hat die Bundesregie- 
rung insbesondere der Ostberliner Regierung 
angeboten, die notwendigen technischen Ein- 
richtungen im Rahmen des Interzonenhandels 
zu liefern und auch die Installierung auf dieser 
Basis zu übernehmen? 

Trifft es zu, daß seit der Fernsprechgebühren- 
erhöhung vom 1. Juli 1974 Frauen nach ihrer 
Eheschließung und der damit verbundenen 
Namensänderung für die Umschreibung auf 
den neuen Namen nunmehr 50 DM bezahlen 
müssen, nachdem diese Gebühr aus gutem 
Grund 1969 aufgehoben wurde? 

Wenn ja, wie begründet die Bundesregierung 
die Wiedereinführung einer Gebühr für eine 
vom Staat aus ordnungspolitischen Gründen 
erzwungene Namensänderung, wenn Telefon- 
anschluß und Person die gleichen bleiben? 

Begründet das gewandelte wirtschaftliche In- 
teresse der Firmen Siemens imd AEG auch für 
die Deutsche Bundespost ein Ausscheiden aus 
dem Gesellschafterkreis der DATEL GmbH, 
oder hat die DATEL GmbH die vorgegebenen 
wirtschaftlichen Zielsetzungen in der Vergan- 
genheit insoweit erfüllt, als die Deutsche Bun- 
despost an deren weiterer Durchsetzung be- 
teiligt sein sollte? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Raumordnungr Bauwesen und Städtebau 


102. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß gemein- 
nützige Wohnungsbaugesellschaften (Beispiel 
Neue Heimat, Hamburg) dazu übergehen, bei 
Dienstlei stungs Verträgen für die von ihnen er- 
richteten öffentlich geförderten Wohnungen 
Tochtergesellschaften (z. B. tele-therm, AVB) 
einzuschalten, die nicht nach dem Gemeinnüt- 
zigkeitsprinzip arbeiten und deswegen zu La- 
sten der Mieter einen Teil der öffentlichen 
Förderung neutralisieren, indem sie für ihr 
Eigenkapital eine höhere Verzinsung in Rech- 
nung stellen, als dies den gemeinnützigen 
Muttergesellschaften möglich ist, und ist die 
Biuidesregierung bereit, dem Bundestag Vor- 
schläge zu unterbreiten, die eine derartige 
teilweise Umgehung des Gemeinnützigkeits- 
prinzips verhindern? 
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103. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen der Bundesregie- 

Dr. Sdmeider ning bisher über die Abwicklung des Moderni- 
(CDU/CSU) sierungsprogramms 1974 im Wohnungsbau 

vor? 

104. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der Woh- 

Dr. Schneider nungswirtschaft geäußerten Bedenken, daß an- 
(CDU/CSU) gesichts der derzeitigen Lage auf dem Woh- 

nungsmarkt mit einer Halde von rund 300 000 
leer stehenden Wohnungen mit einem gebun- 
denen Kapital von ca. 30 Milliarden DM und 
jährlichen Zinsverlusten von 3 bis 4 Milliar- 
den DM Auswirkungen zu befürchten sind, die 
über den wohnungswirtschaftlichen Bereich 
hinaus auf die Gesamtwirtschaft durchschlagen. 
Und durch welche Maßnahmen will die Bundes- 
regierung den damit verbundenen wohnungs- 
und bauwirtschaftlichen Gefahren begegnen? 

Auf welche Summe schätzt die Bundesregie- 
rung die vermehrten Personal- und Verwal- 
tungskosten bei den einschlägig damit befaßten 
Stellen, insbesondere bei den Gemeinden und 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, bei der Durch- 
führung des von ihr im Gesetzentwurf zur Än- 
derung des Bundesbaugesetzes vorgesehenen 
Einführung einer Ausgleichsabgabe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


106. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 

Roser Chile Kapitalhilfe zu verweigern, obwohl Ju- 

(CDU/CSU) goslawien eine solche gewährt wird? 

107. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Manila die vor sechs Mona- 

Link ten von der Bundesregierung gelieferten Appa- 

(CDU/CSU) rate und technischen Geräte für die Ingenieur- 

schule des Lassalle Instituts im Werte von 
6 bis 7 Millionen DM unsachgemäß lagern und 
inzwischen verrostet sind, da sie nicht wie vor- 
gesehen in einem vollklimatisierten Raum 
installiert wurden und deshalb schon heute 

. als Schrott bezeichnet werden? 

108. Abgeordneter Trifft es außerdem zu, daß niemand von der 

Link Entwicklungshilfe in Manila die Philippinen 

(CDU/CSU) über Handhabung und Lagerung der Geräte 

entsprechend aufklärte und bei Lieferung der 
Geräte nicht die dort vorhandenen elektrischen 
Spannungen beachtet wurden, so daß die Ge- 
räte im Werte von 6 bis 7 Millionen DM als 
verloren abgeschrieben werden müssen? 


105. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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109. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Dr. Dübber daß der Deutsche Entwicklungsdienst (DED) 

(SPD) Gemeinnützige GmbH, Sitz Bonn, in Stellen- 

ausschreibungen (so Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 23. November 1974, S, 40) besser 
auf seinen bevorstehenden Umzug nach Berlin 
hinweisen sollte, um es Bewerbern zu erleich- 
tern, ihre persönlichen Dispositionen zu tref- 
fen, und wird die Bundesregierung den DED 
gegebenenfalls darauf hinweisen? 

Trifft die Meldung der AFP vom 20, November 
1974 über den 200 Millionen DM Kredit an 
Syrien in vollem Umfang zu, und hat die Bun- 
desregierung dabei die üblichen Bedingungen 
bei der Vergabe von Krediten an Entwick- 
lungsländer berücksichtigt und die militäri- 
schen wie politischen Folgen im Krisengebiet 
Nahost erkannt? 

111. Abgeordneter Sind die trilateralen Entwicklungsprojekte, wie 
Dr. Fuchs sie vom Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 

(CDU/CSU) sammenarbeit bei seinem Besuch im Sudan 

verhandelt wurden, Teil eines gemeinsamen 
Vorgehens mit den Partnern in der Europäi- 
schen Gemeinschaft und in der OECD, und 
wann hat die Bundesregierung mit welchen 
Partnern mit welchem Erfolg diese Initiative 
abgestimmt? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


112. Abgeordneter Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
Hansen regierung, auf die Vorwürfe gegen den Bun- 

(SPD) desnachrichtendienst ^ zu reagieren, er hätte 

Journalisten als Agenten angeworben, sowie 
illegale Inlandsaufklärung betrieben und da- 
bei bundesrepublikanische Politiker und Par- 
teien ausgespäht? 

Hält die Bundesregierung die Kontrolle des 
Bundesnachrichtendienstes durch das Ver- 
trauensmännergremium und den Haushalts- 
ausschuß des Bundestages sowie durch den 
Bundesrechnungshof für ausreichend? 

114. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei der Berufung von 
Dr. Miltner Staatssekretär Bölling zum Regierungssprecher 

(CDU/CSU) die übliche Sicherheitsüberprüfung durch die 

zuständigen Behörden veranlaßt, und ist das 
Ergebnis dieser Sicherheitsüberprüfung bei 
der Berufung berücksichtigt worden? 
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115. Abgeordneter 
Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Gesdiäftsbereidi 


120. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, das Datum des 
Absdilußberidits der Sidierheitsbehörden 
über diese Sidierheitsüberprüfung sowie des- 
sen Ergebnis mitzuteilen? 


Hat die Bundesregierung entgegen den gel- 
tenden Vorschriften und unter Mißachtung der 
Erfahrungen aus der Spionageaffäre Guillaume 
Herrn Bölling vor vollständigem Abschluß der 
Sicherheitsüberprüfung bereits zum Regie- 
rungssprecher ernannt, und warum ist sie be- 
jahendenfalls nicht in gleicher Weise verfahren 
wie bei dem in Aussicht genommenen Referen- 
ten für die Kontakte zu Parteien, Verbänden 
und Kirchen im Kanzlerbüro, Herrn Männing, 
der vor Abschluß der Sicherheitsüberprüfun- 
gen nicht eingestellt wurde und nach deren 
negativem Ausgang Anfang September 1974 
auf das Amt verzichten mußte? 


Liegen bei den Sicherheitsbehörden über Herrn 
Bölling Erkenntnisse vor, die die Bundesregie- 
rung im Interesse der Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland hier nicht vortragen 
kann? 


Trifft die Meldung der Welt vom 16. Novem- 
ber 1974 zu, die Ständige Vertretung der Bun- 
desrepublik Deutschland in Ost-Berlin habe 
einen West-Deutschen, gegen den wegen eines 
Verkehrsdelikts eine Geldstrafe festgesetzt 
worden war, ohne ausreichende Hilfe gelassen, 
und was gedenkt die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — zu tun, um Reisenden in Zu- 
kunft ähnliche schikanöse und menschenrechts- 
widrige Behandlungen zu ersparen? 


In welchen Sprachen und in welcher Auflagen- 
höhe werden die Wohngeldfibeln für auslän- 
dische Arbeitnehmer hergestellt? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mehr- 
heitsentscheidung der Vereinten Nationen, 
Südafrika das Rede- und Stimmrecht während 
der laufenden Sitzungsperiode der Vollver- 
sammlimg zu entziehen, und welche Konse- 
quenzen beabsichtigt die Bundesregierung aus 
der Tatsache zu ziehen, daß die Mehrheit der 
UNO-Mitglieder willkürlich die eigene Chärta 
verletzt? 
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121. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firchs 
(CDU/CSU) 


« 

122. Abgeordneter 
Rollmann 

(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Unternimmt die Bundesregierung Schritte, um 
zu erreichen, daß im Rahmen der „Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE)" auch die Frage des Selbstbestim- 
mungsrechts in den 1940 von der UdSSR ge- 
waltsam eingegliederten baltischen Republiken 
Estland, Lettland und Litauen behandelt wird, 
nachdem die Bundesregierung (siehe meine 
Frage in der 71. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages in der 6. Wahlperiode) klar erklärt hat, 
daß sie diese Annexion im europäischen Raum 
rechtlich nicht anerkannt hat? 

Hat das deutsche Generalkonsulat in Hong- 
kong den stellvertretenden Wirtschaftsmini- 
ster, Herrn Chang Kwang-shih, der Republik 
China, der in der Bundesepublik Deutschland 
Gespräche über private Investitionen auf der 
Insel Taiwan führen wollte, das Einreisevisum 
in die Bundesrepublilc Deutschland verweigert, 
und wenn ja, wie hält sie das mit der Entwick- 
lung des Außenhandels mit der Republik China 
für vereinbar? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen einen Reso- 
lutionsentwurf einzubringen, in dem sich jedes 
Mitglied der Weltorganisation verpflichtet, 
Luftpiraten kein Asyl zu gewähren, sie in den 
Staat auszuliefern, in dem sie ihren Überfall 
begangen haben oder nach dem Strafrecht für 
Entführungen anzuklagen? 


Wird die Bundesregierung die Initiative er- 
greifen, in der Vollversammlung der Verein- 
ten Nationen eine Konvention zu beantragen, 
durch die sich die Mitglieder der UNO ver- 
pflichten, Luftpiraterie als Verbrechenstatbe- 
stand in ihr staatliches Strafgesetz aufzuneh- 
men? 


Welchen Entwicklungsstand müssen die Euro- 
päischen Gemeinschaften im Hinblick auf den 
Übergang zur Europäischen Union erreichen, 
nachdem mir die Bundesregierung auf meine 
Frage A. 116 in Drucksache 7/2631 geantwortet 
hat: „Alle ihre Bemühungen auf den ver- 
schiedenen Gebieten im Rahmen der Europäi- 
schen Gemeinschaft wie im Rahmen der EPZ 
sind an diesem Ziel ausgerichtet" (vgl. Steno- 
graphischer Bericht über die 125. Sitzung, 
Seite 8436)? 


Sollte die Gemeinschaft unter dem Aspekt bis- 
her gewonnener Erfahrungen eine Überprü- 
fung der Mittel und Wege und des Zeitplans 
für die Schaffung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sowie der flankierenden Maßnah- 
men in Betracht ziehen? 
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127. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 
(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


131. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Welche weiteren Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung nach der rechtswidrigen Auf- 
bringung und der Verurteilung des Kapitäns 
des Fischtrawlers Arcturus zu ergreifen, um 
der deutschen Hochseefischerei in Überein- 
stimmung mit dem Urteil des Haager Gerichts- 
hofs das ungehinderte Fischen innerhalb der 
12- bis 50-Seemeilenzone um Island zu gewähr- 
leisten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, in Kürze zu einem mittelfristigen 
Übereinkommen mit der isländischen Regie- 
rung zu gelangen, das den traditionsgemäßen 
internationalen Fischereirechten entspricht und 
damit auch den Lebensinteressen der deutschen 
Hochseefischerei gerecht wird? 


Vertritt die Bundesregierung in allen Fällen 
von Gebietserwerb durch Gewalt den von Bot- 
schafter von Wechmar vor den Vereinten 
Nationen in der Nahostfrage eingenommenen 
Standpunkt, daß ein solcher Gebietserwerb 
unzulässig und daher rechtsunwirksam sei? 


Vertritt die Bundesregierung, die nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Juli 1973 als Vertretung des freiheitlich 
reorganisierten Teil Deutschlands auch die 
Rechtspositionen des Deutschen Reichs zu wah- 
ren und an keiner Minderung seiner Rechts- 
positionen — auch nicht djirch konkludentes 
Handeln — mitzuwirken verpflichtet ist, den 
Standpunkt, daß ein Gebietserwerb als Folge 
einer Gewaltanwendung zu Lasten des rechts- 
fähigen und fortbestehenden Deutschen Reichs 
ohne Friedensvertrag nach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts, insbesondere nach 
der dem Kellog-Pakt, der Stimson-Doktrin und 
der Resolution 242 des UN-Sicherheitsrats zu- 
grundeliegenden Rechtsnorm, unzulässig ist? 


Billigt die Bundesregierung das Verhalten des 
Botschafters von Wechmar, der sich am 19. No- 
vember 1974 vor dem Plenum der UNO für 
das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser 
und für dejqi Rückzug Israels aus den 1967 be- 
setzten Gebieten attssprach? 


Ist die Bundesregierung bereit, vor der UNO 
auch die am 14. Dezember 1973 eingereichte 
Petition der deutschen Vertriebenen zu ver- 
treten, welche die Beachtung ihrer Menschen- 
rechte# ihres. Rechts auf die angestammte Hei- 
mat und ihres Selbstbestimmungsrechts ver- 
langt? - 
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133. Abgeordneter 
Grat 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


135. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung ihr Ver- 
halten bei der Abstimmung in der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen über die 
Palästina-Resolution, insbesondere, daß sie 
nicht mit den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika gegen den Passus gestimmt hat, der den 
Palästinensern ein Vorgehen „mit allen Mit- 
teln" zugesteht, und was hat die Bundesregie- 
rung im einzelnen unternommen, um zu errei- 
chen, daß alle Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft und des Nordatlantischen Bünd- 
nisses mit „nein" gestimmt hätten? 


Bedeuten die Rede des deutschen UN-Bot- 
schafters von Wechmar vor den Vereinten 
Nationen und das Abstimmungsverhalten der 
Bundesrepublik Deutschland bei der UN-Reso- 
lution über Palästina eine Veränderung der 
deutschen Außenpolitik gegenüber Israel? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es allein Sache des Deutschlandfunks und 
seiner Gremien ist, in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht über Größe und Aufga- 
benbereich seines Studios Berlin und den Um- 
fang von dessen Tätigkeit zu entscheiden, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
allein der Wortlaut des Vier-Mächte-Abkom- 
mens maßgeblich sein kann und nicht „bekann- 
te Standpunkte der Teilnehmer des Abkom- 
mens", womit die Sowjetunion widerrechtlich 
ein Recht beanspruchen würde, die Befolgung 
ihrer jeweiligen Auslegung des Abkommens 
von der Bundesregierung und dem Senat von 
Berlin verlangen zu können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bis heute 
Punkt 4 der „Information" zum Warschauer 
Vertrag bezüglich der Unterrichtung des Deut- 
schen Roten Kreuzes durch das Polnische Rote 
Kreuz nach Vorlage der Listen der Aussied- 
lungswilligen durch das Deutsche Rote Kreuz 
nicht erfüllt worden ist, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, damit diese Unter- 
richtung „über das Ergebnis der Prüfung über- 
mittelter Anträge durch die polnischen Behör- 
den" so schnell und so umfangreich wie mög- 
lich erfolgt? 


Welchen Schluß zieht die Bundesregierung aus 
dem Satz von Botschafter von Wechmar, ge- 
sprochen am 19. November 1974 vor den Ver- 
einten Nationen während der Debatte über 
Israel: „Wir betrachten es als unzulässig, Ge- 
biete durch Gewaltanwendung zu erwerben 
und halten es für notwendig, daß Israel die 
territoriale Besetzung beendet" für ihre eigene 
Politik angesichts der Annexion Ostdeutsch- 
lands jenseits von Oder und Neiße durch die 
Volksrepublik Polen und die Sowjetunion? 
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138. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
Bundesminister des Auswärtigen, Genscher, 
in bezug auf die Europäische Gemeinschaft 
gesagt haben soll; „Wir ziehen den Karren, 
die anderen sitzen darauf, und wir füttern sie 
auch noch", und hat der Minister bejahenden- 
falls damit die Auffassung der Bundesregie- 
rung zum Ausdruck gebracht? 

Ist die Bundesregierung bereit zuzugestehen, 
daß der politische und wirtschaftliche Nutzen, 
den die Bundesrepublik Deutschland aus der 
Mitgliedschaft in den Europäischen Gemein- 
schaften zieht, weitaus größer ist, als der für 
die Gemeinschaften zu erbringende finanzielle 
Aufwand? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 23. November 1974 zu, der 
Staatsminister beim Bundesminister des Aus- 
wärtigen, Wischnewski, habe gegenüber der 
chilenischen Regierung erklärt, die Bundes- 
regierung habe ein Interesse daran, daß 42 
Chilenen ihr Land verlassen können, und wel- 
ches genau umschriebene staatliche deutsche 
Interesse besteht an der Ausweise jedes einzel- 
nen von ihnen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den bis- 
Dr. Jens herigen Einsatz der „Busse zur Verbraucher- 

(SPD) aufklärung" durch das Bundespresseamt, und 

ist sie bereit, dafür Sorge zu tragen, daß diese 
Verbraucheraufklärung auch in Zukunft fort- 
geführt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2* Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
zusetzen, daß die Institutionen der Gemein- 
schaft gestärkt werden und vor allem die un- 
mittelbare Wahl der Mitglieder des Europäi- 
schen Parlaments, so wie es das Europäische 
Parlament anstrebt, spätestens jedoch im Jahr 
1980 einheitlich durchgeführt wird, da die Kri- 
sen, zu denen es in Europa mehrfach gekom- 
men ist, klar gezeigt haben, daß die nationalen 
politischen Strukturen allein die Probleme 
nicht lösen können und die gegenwärtigen 
europäischen Strukturen ebenfalls nicht wirk- 
sam genug sind, um die Kohäsion der Mitglied- 
staaten aufrechtzuerhalten? 


3. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzu- 
treten, daß gemäß EG-Vertrag die Mehrheits- 
entscheidung für alle Beschlüsse angestrebt 
wird, zumal ein Partner, der dies bisher blok- 
kierte, sich heute bereits zur modifizierten Ein- 
stimmigkeits- und Majoritätsentscheidung be- 
reiterklärt hat, da der Zusammenhang zwischen 
dem Mangel an interner Organisation Europas 
und das Fehlen einer eigenständigen Orientie- 
rung nach außen offenkundig durch die Vor- 
aussetzung der Einstimmigkeit im Rat behin- 
dert wird? 


4. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung heute mitteilen, 
wann, in welcher Weise und mit welchen Ar- 
gumenten die bulgarischen Behörden den ame- 
rikanischen Protest gegen die Verweigerung 
einer vorher genehmigten überfliegung bulga- 
rischen Gebietes durch eine von Berlin kom- 
mende amerikanische Zivilmaschine am 7. Sep- 
tember 1974 beantwortet haben? 
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5. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zü, die Tochter des Deut- 
schen aus Estland, der vor einiger Zeit in der 
deutschen Botschaft in Moskau Zuflucht ge- 
sucht und sie nach vier Tagen wieder hatte 
verlassen müssen, sei zu einem Jahr Freiheits- 
entzug mit der Begründung verurteilt worden, 
sie habe sich wegen der Verweigerung der 
Ausreise viermal an auswärtige Institutionen 
gewandt, und was hat — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung unternommen, um dieser 
deutschen Familie die Ausreise aus der So- 
wjetunion zu ermöglichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Sund 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Abschaf- 
fung des § 74 des Bundesvertriebenengesetzes 
in der Fassung vom 3. September 1971 vorzu- 
schlagen und die Richtlinien für die Berücksich- 
tigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge (Vertriebene, Sowjetzo- 
nenflüchtlinge, Verfolgte, Evakuierte und 
Schwerbeschädigte) vom 24. Februar 1969 auf- 
zuheben oder zu verändern? 


7. Abgeordneter 
Sund 
(SPD) 


Welche Erwägungen veranlassen gegebenen- 
falls die Bundesregierung, am § 74 des Bun- 
desvertriebenengesetzes und an den erwähn- 
ten Richtlinien festzuhalten und nur auf An- 
trag die sogenannte Aussteuerung gemäß § 13 
des Bundesvertriebenengesetzes zuzulassen? 


8. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, anstelle oder in Ergänzung zu einer 
effektiven Abwasserklärungsmaßnahme den 
behördlichen Auflagen dadurch zu begegnen, 
daß das schadstoffhaltige Abwasser mit ge- 
nügend anderem Gebrauchtwasser versetzt 
wird, um den Schadstof fanteil je Liter auf die 
Toleranzgrenze zu bringen, ohne daß die ab- 
solut eingeleitete Schadstoffmenge dadurch 
verändert wird, und welche geeigneten Maß- 
nahmen gedenkt sie gegebenenfalls zu er- 
greifen? 


9. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


Was kann die Bundesregierung unternehmen, 
wenn ersatzweise oder ergänzend zu abluft- 
reinigenden Maßnahmen dem emittierten Ge- 
misch soviel Frischluft beigemengt wird, daß 
sich nicht der tatsächliche Verschmutzungsef- 
fekt, sondern nur seine Nachweisbarkeit in 
einer vergrößerten Abluftmenge verringert, 
wobei das Kontrollaggregat nur noch der Regu- 
lierung der Frischluftzufuhr zu dienen braucht? 
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10. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemein 
nen Zeitung vom 15. November 1974 zu, die 
Führungsspitze des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes habe in dem Fall des Leiters ihres 
Bonner Verbindungsbüros einen unerträgli- 
chen und unverständlichen Druck auf Beamte 
der Sicherheitsbehörden ausgeübt und der Vor- 
sitzende des DGB habe geäußert, ihn interes- 
sierten die Bedenken des Verfassungsschutzes 
nicht, und was hat die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — getan, um das Bundesamt für 
Verfassungsschutz und seine Beamten künftig 
von einem derartigen Druck freizuhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
MUz 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Sprahger 
(CDU/CSU) 


An welche Politiker hat Bundesminister Apel 
in der Passage seines Zeit-Interviews gedacht: 
„Da mögen auch die Politiker .mit daran schuld 
sein, die die — relativ gesehen — hervor- 
ragende Lage der Bundesrepublik so stark 
herausstellen"? 

Wie begründet der Bundesfinanzminister seine 
Erwartung, daß die anlagebreite Sparkapital- 
bildung für 1975 dem riesenhaften Anleihebö- 
darf der öffentlichen Hände ^ zur Verfügung 
steht? 

Welche Weisung wird das Bundesfinanz- 
ministerium nach Abschluß der Entbehrlich- 
keitsprüfung der Oberfinanzdirektion Köln 
hinsichtlich der Veräußeung des bundeseige- 
nen Grundbesitzes im Raum Mechernich, Kreis 
Euskirchen, erteilen? 

Sind die Differenzbeträge zwischen den steuer- 
lichen Reisekostenpauschbeträgen und den den 
Lokomotivbeamten gewährten Aufwandsent- 
schädigungen als Werbungskosten anzuerken- 
nen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Freibetrag für Steuerpflichtige, die in 
einem Heim oder dauernd zur Pflege unter- 
gebracht sind, ebenso durch die Städte und 
Gemeinden auf die Steuerkarte eintragen zu 
lassen, wie es mit den Freibeträgen für Kör- 
perbehinderte auch geschieht? 

Welche Maßnahmen sollten nach Auffassung 
der Bundesregierung die Städte und Gemein- 
den grundsätzlich treffen, um die drohenden 
Defizite in ihren Haushalten 1975 auszuglei- 
chen, und gibt es insbesondere bestimmte Be- 
reiche kommunaler Ausgaben, bei denen ge- 
spart werden muß? 
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17. Abgeordneter 
Dr, Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Sind Pressemeldungen richtig, wonach der 
Bund Teile des Standortübungsplatzes Mün- 
chen-Nord an die Stadt München als „Dirnen- 
Standplatz" verpachtet hat, andererseits je- 
d(Xh nur außerordentlich zurückhaltend bei 
der Hergabe von Grundstücken für Zwecke der 
Infrastruktur und des Wohnungsbaues ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 

20. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, beim Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft in Fankfurt 
darauf hinzuwirken, daß die Investitionszu- 
lagengesuche konjunkturell besonders gefähr- 
deter Branchen mit Vorrang behandelt wer- 
den? 

Wie hat sich der Außenhandel mit der Volks- 
republik China und der Republik China in den 
letzten Jahren entwickelt? 

In wieviel Fällen hat bisher die Bundesregie- 
rung von dem vom OECD-Rat im Jahr 1973 
verabschiedeten freiwilligen Konsultations- 
und Schlichtungsverfahren bei wettbewerbs- 
schädigenden Praktiken mit Auswirkungen 
auf den internationalen Handel Gebrauch ge- 
macht? 

Wann ist mit der Fertigstellung des von der 
Bundesregierung erbetenen Gutachtens der 
Monopolkommission über die Anwendung und 
Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen seit Inkraft- 
treten der Kartellgesetznovelle zu rechnen? 


Gesciläftsbereicii des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


22, Abgeordneter Aus welchen Gründen sind die Landkreise 

Dr. Jenninger Tauberkreis, Schwäbisch Hall und Hohenlohe- 

(CDU/CSU) kreis nicht in das sogenannte Bergbauernpro- 

gramm aufgenommen worden? 


23. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Übersicht, in 
Ey welchem Umfang und in welchem Verhältnis 

(CDU/CSU) ausländische Ärzte an Krankenhäusern der 

Bundesrepublik Deutschland tätig sind, und 
sind dabei anteilig die ländlichen Räume be- 
sonders betroffen? 


24. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, in Zu- 
kunft sicherzustellen, daß bei Schlachtviehim- 
porten aus Frankreich Tbc-Befunde, die trotz 
der amtlichen Frei-Atteste nachgewiesen wer- 
den, nicht mehr auftreten? 
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25. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt will die Bundesregie- 
rung endlich ihre Schutzmaßnahmen für den 
deutschen „Gartenbau — Unterglas“ bekannt- 
geben, damit die betroffenen Gärtner recht- 
zeitig für ihre Betriebe disponieren können? 


26. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Wie ist der Stand des Disziplinarverfahrens 
gegen einen Leiter eines Instituts der Bundes- 
anstalt für Mildiforschung, und wie beurteilt 
die Bundesregierung das weitere Verfahren 
nach dem Beschluß des Bundesverfassungsge- 
richts vom 8. Oktober 1974? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Katzer 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Wie finanziert die Bundesanstalt für Arbeit 
das Arbeitsplatzbeschaffungsprogramm, wo- 
nach Trägern von allgemeinen Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung ein Zuschuß bis zu 120Vo 
des Arbeitsentgelts für Arbeitnehmer gezahlt 
werden kann, die sonst nicht beschäftigt wür- 
den, und wann wird die Bundesregierung die 
Finanzierung der Aufgaben übernehmen, die 
der Bundesanstalt für Arbeit durch das Ar- 
beitsförderungsgesetz zusätzlich übertragen 
worden sind und die die auf den Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung beruhenden Finanz- 
kraft der Bundesanstalt für Arbeit überstei- 
gen? 

Werden zur Zeit arbeitslose Pendler der 
Grenzregionen der EG-Länder in den Beschäfti- 
gungsstatistiken berücksichtigt, wenn man da- 
von ausgeht, daß die Bundesregierung in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
6./7. November 1974 auf die Fragen A. 34 und 
A. 89 (Drucksache 7/2720) unterschiedliche Ant- 
worten (vgl. Stenographische Berichte Seiten 
8745 und 8685) gegeben hat? 

Bis wann gedenkt die Bundesregierung, die 
nach § 21 Abs. 6 des Schwerbehindertengeset- 
zes vorgesehene Rechtsverordnung über die 
Wahl des Vertrauensmannes der Schwerbe- 
hinderten vorzulegen? 

Wie hoch war die Beteiligungsquote, die Be- 
fundquote und die Nebenbefundquote bei der 
Krebsvorsorgeuntersuchung für Männer und 
Frauen im Jahr 1973? 


31. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Welche Maßnahmen kann und wird die Bun- 
desregierung ergreifen, um die Beteiligungs- 
quote bei der Krebsvorsorgeuntersuchung we- 
sentlich zu erhöhen? 
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32. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 

34. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß es 
dem Steuermann einer Walzenstraße und 
Männern mit ähnlichen Tätigkeitsmerkmalen 
immer schwerer verständlich zu machen ist, 
daß sie arbeits- und versicherungsrechtlich als 
Arbeiter gelten, während andere Beschäftigte 
mit erheblich untergeordneter Verantwortung 
und einfachen Tätigkeitsmerkmalen arbeits- 
und versicherungsrechtlich als Angestellte gel- 
ten? 

Ist die Bundesregierung deshalb bereit, für die 
Abgrenzung zwischen Arbeitern und Ange- 
stellten Merkmale zu entwickeln, die den ver- 
änderten Verhältnissen besser angepaßt sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die in der 
Zeitschrift „Der Zivildienst" angekündigten 
35 000 Einsatzplätze des Zivildienstes zu ver- 
wirklichen, welcher Zeitplan liegt dafür vor, 
und wie hoch soll die Zahl der Einsatzplätze 
im Jahr 1975 sein? 

Wie viele der 20 500 Einsatzplätze im Zivil- 
dienst waren 1974 maximal besetzt, und wie 
viele von diesen Zivildienstleistenden schei- 
den 1975 aus dem Zivildienst wieder aus? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
lungen mit dem Oberkommando der US-Streit- 
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Änderung der Vereinbarung vom 27. Dezem- 
ber 1971 / 17. Januar 1972 anzustreben, um in 
Zukunft nicht mehr verpflichtet zu sein, bei 
der Vergabe von Renovierungsarbeiten bei 
Truppenunterkünften der Stationierungsstreit- 
kräfte im Auftrag und für Rechnung des Bun- 
des durch die Finanzbauämter auf Generalun- 
ternehmer zurückgreifen zu müssen? 


37. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(Mündäen) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Anstieg 
der Anträge auf Anerkennung der Wehrdienst- 
verweigerer um fast die Hälfte gegenüber Ok- 
tober 1973, und welche Schlußfolgerungen wird 
sie ziehen, insbesondere hinsichtlich der Pläne 
des Bundesministers der Verteidigung, das 
Prüfungsverfahren zu suspendieren? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


38. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den kürz- 
lich von einem Landespolitiker vorgetragenen 
Vorschlag, einen sogenannten „Raucherpfen- 
nig" einzuführen? 
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39. Abgeordneter Welche grundsätzliche Haltung nimmt die Bun- 

Dr. Wernitz desregierung zu möglichen anderen Vorschlä- 

(SPD) gen wie etwa einem „Alkohol-" oder „Trinker- 

pfennig" oder dergleichen ein, die auf zusätz- 
liche Inanspruchnahme des Bürgers hinauslau- 
fen würden? 

Geschäft sbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

40. Abgeordneter Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß 

Baier es durch den Bau der Umgehungsstraße B 3 

(CDU/CSU) Wiesloch— Leimen derzeit zu unerträglichen 

Verkehrsverhältnissen in Leimen bei Heidel- 
berg kommt, und werden zwecks zügiger Fort- 
führung des Baues der Umgehungsstraße B 3 
in Richtung Heidelberg die Planungs- und Bau- 
arbeiten beschleunigt fortgeführt? 

41. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Fertig- 

Baier Stellung der Umgehungsstraße B 3 Leimen zu 

(CDU/CSU) rechnen? 

42. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Bauarbei- 

Dr. Schmitt- ten zur Beseitigung des Engpasses Niederräder 

Vockenhausen Brücke in Angriff genommen werden, um den 

(SPD) S-Bahn-Verkehr im Bereich von Frankfurt/ 

Main entscheidend verbessern zu können? 

Bis wann wird mit dem Bau der Rheinstaustufe 
bei Neuburgweiher begonnen, nachdem nun- 
mehr Frankreich sich bereit erklärt hat, sich 
mit 130 Millionen DM am Rheinstaustufenbau 
zu beteiligen? 

44. Abgeordneter Wer wird die übrigen Kosten und in welcher 

Leicht Höhe des Baues der Staustufe bei Neuburg- 

(CDU/CSU) weiher tragen? 

45. Abgeordneter Wie ist der derzeitige Stand des wichtigen 

von Alten- Bauvorhabens zur Lösung des schwierigen 

Nordheim Verkehrsproblems der Kreuzung der B 441 mit 

(CDU/CSU) der Bremer Bundesbahnstrecke im Ortsbereich 

von Wunstorf, und wann ist mit dem Beginn 
der Bauarbeiten zu rechnen? 

46. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen zunächst 

von Alten- nur eine Verlegung der Bundesbahntrasse im 

Nordheim Bereich des Verkehrskreuzungspunkts erfolgen 

(CDU/CSU) soll, ohne daß dabei die neue Hochstraßen- 

führung in Angriff genommen wird, und ent- 
steht damit nicht eine weitere Verzögerung 
dieser seit Jahren für die betroffene Bevölke- 
rung wichtigen Baumaßnahme? 

47. Abgeordneter Bis wann ist nach Kenntnis der Bundesregie- 

Link rung in Frankfurt am Main am Südbahnhof 

(CDU/CSU) mit einem Zugang von der Mörfelder Land- 

straße aus zu rechnen? 


43. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 
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48. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordaueter 

Katzer 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Peiter 


(SPD) 


53. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 

55. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
diese notwendigen baulichen Veränderungen 
zu beschleunigen, damit der vorgesehene Zu- 
gang, der durch die Verknüpfung der U- und 
S-Bahn am Südbahnhof notwendig geworden 
ist, alsbald verwirklicht wird? 

Welche Überlegungen bestehen bezüglich 
einer Ausgestaltung der Sonderaktionen der 
Deutschen Bundesbahn für ältere Bürger in An- 
lehnung an das Beispiel der Schweiz und an- 
derer Länder, die durch Ausgabe einer sgge- 
nannten Grundkarte (Alten-Fahrausweis) die 
Berechtigung zum verbilligten Bezug der Fahr- 
ausweise für Senioren regeln und durch die 
Bezahlung der Grundkarte zum Jahresbeginn 
außerdem eine Liquiditätsverbesserung der 
Bahn erreichen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Zeit der Sonderregelung für verbilligte 
Seniorenfahrten auf einen größeren Zeitraum 
des Jahres, mit Ausnahme der Sommerferien- 
monate, auszudehnen und die Kilometerbe- 
grenzung nach unten in Fortfall kommen zu 
lassen? 

Gedenkt die Bundesregierung, auf den Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn dahin ge- 
hend einzuwirken, daß das Ausbesserungs- 
werk Köln-Nippes erst dann geschlossen wird, 
wenn es gleichzeitig in ein Unterhaltung s- 
und Einsatzbetriebswerk für die S-Bahn um- 
gewandelt werden kann? 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Entschär- 
fung der Straßenkreuzung bei Nister-Möhren- 
dorf im Westerwald an der B 54 / B 414 durch 
die geplante Straßenüberführung fortgeführt 
wird? 

Liegen der Bundesregierung wissenschaftlich 
fundierte Erkenntnisse über eine Verschie- 
bung von Klimazonen in Mitteleuropa vor, und 
welche Auswirkungen ergeben sich möglicher- 
weise aus einer solchen Klimaveränderung für 
die Landwirtschaft? 

Besteht langfristig die Gefahr, daß durch eine 
Klimaänderung in Mitteleuropa die Versor- 
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln 
nicht mehr gewährleistet ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag einer Richtlinie des Rats der Europäi- 
schen Gemeinschaften zur Eingliederung von 
Rechtsvorschtiften der Mitgliedstaaten über 
den Geschwindigkeitsmesser in Kraftfahrzeu- 
gen (Drucksache 7/2529), imd ist sie der Mei- 
nung, daß diese Vorschrift sowohl für die 
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56. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Wrede 
(SPD) 


59. Abgeordneter 

Wrede 

(SPD) 


60. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Kraftfahrzeugbenutzer und die deutschen Her- 
steller von Tachometern Nachteile bringt und 
darüber hinaus Messungen von über 120 km/h 
erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht wer- 
den? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
'schlag der Industrie- und Handelskammer zu 
Dillenburg, im Zuge der vorgesehenen Ver- 
legung der B 253 nordwestlich Dillenburgs 
gleichzeitig auch einen Ausbau der B 277 über 
den Lindenweg vorzunehmen, und ist sie be- 
reit, alsbald entsprechende Untersuchungen 
und Planungen einzuleiten, damit diese Maß- 
nahme gegebenenfalls bereits im nächsten Jahr 
gemeinsam begonnen werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine von der Bundesbahndirektion Nürnberg 
vorgesehene Stillegung des Personenzugver- 
kehrs am Bahnhof Rothenburg ob der Tauber 
auf der Strecke von und nach Steinach die 
verkehrsmäßige Situation der Stadt Rothen- 
burg ob der Tauber beeinträchtigen würde, 
und ist die Bundesregierung im Interesse der 
Stadt bereit, einer solchen Stillegung zu wider- 
sprechen? 

Ist es zutreffend, daß die Zahl von Straßen- 
verkehrsunfällen mit Personenschaden von 
Führern von Kleinkrafträdern über 40 km/h 
Höchstgeschwindigkeit (Führerschein Klasse 4) 
unverhältnismäßig hoch ist, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um hier ein wei- 
teres Ansteigen der Verkehrsunfallzahlen zu 
vermeiden? 

Erwägt die Bundesregierung, vor Erteilung der 
Fahrerlaubnis Klasse 4 neben der theoreti- 
schen Prüfung eine praktische Prüfung einzu- 
führen? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dem schweren Unfall auf der Auto- 
bahnstrecke München — Salzburg am 7. No- 
vember 1974, bei dem durch einen übermüde- 
ten österreichischen LKW-Fahrer fünf Perso- 
nen getötet und 20 Personen verletzt wurden, 
sowie aus der Tatsache ziehen, daß in diesem 
Streckenabschnitt 1973 bei Autobahnunfällen 
73‘^/o ausländische Fahrer schuldhaft beteiligt 
waren? 

Wie weit sind die in der Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Haar auf meine 
schriftliche Anfrage vom 30. Oktober 1974 er- 
wähnten Bauvorbereitungen bezüglich einer 
Bundesautobahn anstelle der vorgesehenen 
Neutrassierung der B 18 zwischen Leutkirch — 
Tautenhofen und der Landesgrenze nach Bay- 
ern (Planung, Planfeststellung, Grunderwerb) 
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62. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Midk 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


bisher vorangesdiritten, und ist nach dem 
gegenwärtigen Stand dieser Bauvorbereitun- 
gen mit dem Baubeginn noch innerhalb des 
Fünfjahresplans von 1976 bis 1980 zu rechnen? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß eine angemessene Bedienung der Wirt- 
^schaft des württembergischen Allgäus durch 
die nach einer Verringerung der Zahl der 
Stückgutbahnhöfe auf 400 noch verbleibenden 
Anlieferungsmöglichkeiten in Friedrichshafen, 
Ravensburg und Bad Waldsee keineswegs ge- 
währleistet ist, und wird die Bundesregierung 
bejahendenfalls wenigstens einen der für die 
Aufhebung vorgesehenen Stückgutbahnhöfe 
im württembergischen Allgäu bestehen lassen, 
um diesen strukturell benachteiligten Raum 
nicht noch mehr wirtschaftlich zu schädigen? 


In welcher Weise wirkt sich nach Ansicht der 
Bundesregierung die Schließung der Stückgut- 
bahnhöfe von Bad Segeberg, Eutin und Olden- 
burg/Holst. auf die Kosten der Wirtschaft der 
betroffenen Gebiete aus? 


Wie steht die Bundesregierung zu der von der 
Deutschen Bundesbahn verkündeten Absicht, 
den erst vor einigen Monaten aufgenommenen 
S-Bahn- Verkehr im Ruhrgebiet vom 1. Ja- 
nuar 1975 an wieder einzuschränken, und wäre 
eine solche Absicht mit dem Nahverkehrs- 
konzept der Bundesregienmg vereinbar, wo- 
nach der schienengebundene Verkehr in Bal- 
lungsgebieten Vorrang haben soll? 


Welche Teilprojekte der Stadtbahn Ruhr wird 
die Bundesregierung mit Finanzmitteln des 
Bundes in den nächsten Jahren fördern, und 
wie sieht die Bundesregierung auf längere 
Sicht eine sinnvolle Abstimmung der beiden 
bisher geförderten Schienen-Nah verkehr s-Sy- 
steme S-Bahn und Stadtbahn Ruhr bzw. Stadt- 
bahn Rhein-Ruhr? 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß das Verfahren zur Schließung des Bundes- 
bahnausbesserungswerks Köln-Nippes nach 
§ 44 BbG zum gegenwärtigen Zeitpunkt (hohe 
Erwerbslosenzahl) wieder in Gang gesetzt 
wird? 


Sieht es die Bundesregierung nicht als ein 
Zeichen kaum zu vertretender Härte an, daß 
von dieser Stillegung abermals solche Arbeit- 
nehmer bedroht werden, die schon durch die 
Stillegung der Werke Betzdorf, Siegen, Jülich 
und den Bleibergwerken Mechernich bedeuten- 
den Schaden erlitten haben? 
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68. Abgeordneter 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit einer Umstellung des Telefon- 
netzes für den Bereich der Knotenvermittlungs- 
stellen Dortmund und Meschede auf den Nah- 
dienst zu rechnen, und für den Fall, daß noch 
kein konkreter Zeitpunkt für die Fertigstellung 
festliegt, wann ungefähr werden die Arbeiten 
spätestens beendet sein? 



69. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist die Deutsche Bundespost bereit, Maßnah- 
men zu treffen, um sämtliche Industriebetriebe 
in Glinde — darunter inbesondere auch den 
kürzlich eröffneten Betrieb der Firma Alfa 
Laval — an die zentrale Feuermeldeanlage 
anzuschließen, wie es der Bürgermeister der 
Gemeinde Glinde in einem an die Oberpost- 
direktion Hamburg unter dem 13. November 
1974 geschriebenen Ersuchen gefordert hat, 
und wann ist mit der Fertigstellung dieses 
Anschlußsystems zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


70. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Abtei- 
lungen Bauwesen und Raumordnung des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, die z. Z. ordnungsgemäß unter- 
gebracht sind, Anfang Dezember 1974 in die 
Verwaltungsgebäude des früheren Wohnungs- 
bauministeriums, Bad Godesberg, Deichmanns- 
aue zu verlegen? 


71, Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der bau- 
aufsichtsrechtliche Zustimmungsbescheid des 
Regierungspräsidenten bisher verweigert wur- 
de, da die zu beziehenden baulichen Anlagen 
trotz kostspieliger Schönheitsreparaturen in 
keiner Weise den deutschen Bauvorschriften, 
insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes, 
entsprechen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


72. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Schülern von Berufsgrundbildungs- 
klassen eine Art von Ausbildungsbeihilfe zu- 
teil werden zu lassen? 
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73. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, 
daß nach § 20 Abs. 2 der Rechtsverordnung 
zur Durchführung des Staatsvertrags über die 
zentrale Vergabe von Studienplätzen an Stu- 
dienanfänger Studienbewerber, denen ein Stu- 
dienplatz zugewiesen wird, die Einschreibung 
innerhalb der auf dem Zulassungsbescheid aus- 
gedruckten Frist bei der im Zulassungsbescheid 
genannten Hochschule beantragen müssen, an- 
dernfalls der Zulassungsbescheid unwirksam 
wird? 


74. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß durch 
diese Regelung Bewerbern, die die Wartezeit 
durch eine praktische Berufsausbildung (z. B. 
Krankenschwester oder Krankenpfleger) nut- 
zen, Nachteile entstehen, da sie, falls sie einen 
Studienplatz zugewiesen bekommen, die prak- 
tische Ausbildung nicht ohne persönliche Nach- 
teile beenden können, und sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten einer zweckmäßige- 
ren Regelung? 


75. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Rahmen der Förderung überbetrieb- 
licher Ausbildungsstätten die Deutsche Buch- 
handelsschule Frankfurt am Main zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


76. Abgeordneter 

Dr. TodenhÖfer 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung den deutschen Exe- 
kutiv-Direktoi; bei der Weltbank nach dem 
Sturz Allendes angewiesen, der Auszahlung 
weiterer Finanzhilfe für das von der Militär- 
junta regierte Chile zuzustimmen, und wel- 
ches sind gegebenenfalls die Gründe dafür? 


Bonn, den 29. November 1974 



